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weiser Beitreibung ünd Konkur «»erfahreu fallt der Rabatt fort . Erfüllungsort Karlsruhe . — Im Fall « von höherer Gewalt , Streik , Sperr «, « ussperrunz , Maichinenbruch , Betriebsstörung im eigenen Betrieb oder ilt
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* Bleue Stichproben
Herr von Tirpitz , einer der hervorragendsten Kandi -

baten der Deutschnationalen Volkspartei , hat dieseo Tage
eine Wahlrede gehalten , die nicht nur dadurch ausgezeich -

net ist , daß sich der Rebner bei allen „ bürgerlichen " Par -

teien mit Ausnahme der Deutschdemokraten einzuschmei -

cheln versuchte, sondern auch dadurch, daß sie einen Opti¬
mismus in bezug auf den Ausfall der Reichstagswahlen
bekundete, wie man ihn bisher in einer solchen Form
noch nicht gehört hat. Herr von Tirpitz rechnet mit
einem vollen Siege der Deutschnationalen und steht in

seinen Gedanken den sogenannten „Bürgerblock " bereits
verwirklicht..

Die Bürgerschaftsivahlen in Hamburg und die Land -

tagswahlen in Anhalt haben diesem Führer der Deutsch¬
nationalen also nichts zu sage» gewußt . Und das Er -

gebnis der Gemeindewahlen in Anhalt , Schwerin , und
Wesermünde war in dem Augenblick , als Tirpitz seine
Rede hielt , noch nicht bekannt . Vielleicht würde aber die-

ses Resultat ihm doch zu denken gegeben haben . Denn

auch diese neuen Stichproben auf die Stimmung der Be -

völkerung hin -sind zuungunsten der Rechtsparteien und

zugunsten der Sozialdemokraten und Deutschdemokraten
verlaufen .

Sowohl in Anhalt , wie in Schlverin und in Weser-
münde haben die Deutschnationalen bezw. der Block der

mehr rechts gerichteten Parteien und die Deutschvölkischen
schwere Verluste erlitten . Erfreulicherweise aber auch die
Kommunisten . In Anhalt war das Bild ungefähr das

gleiche , wie bei den Landtagswahlen vor einer Woche.
Soweit ein Unterschied besteht, bedeutet auch er einen

Unterschied zugunsten der Deutschdemokraten und So -

zialdemokraten .
Nun hat aber die Erfahrung gelehrt , daß bei den Ge -

meindewahlen (und Kreistagswahlen ) immer weniger
sozialdemokratische Stimmen abgegeben werden , als bei
den Reichstags - und Landtagswahleu , während bei den

„ bürgerlichen" Parteien das Verhältnis meist umgekehrt
ist. Die augenblichliche Stimmung in der Bevölkerung
muß also den Parteien , die fest und unentwegt auf re¬
publikanischem Boden stehen, besonders günstig sein,
wenn diese Parteien bei Gemeindewahlen so große Ge -
Winne einheimsen konnten.

Die Niederlage ist besonders schwer bei den Deutsch-
nationalen . Deutschvölkischen und KomnMnisten , während
die Deutsche Volkspartei sich leidlich gehalten hat . Als
schlechthin vernichtend kann man sie für die Deutschvöl -

kischen bezeichnen . In einzelnen Ortschaften haben die
Deutschvölkischen (50—80 % ' ihrer Stimmen verloren . Das
ist besonders bemerkenswert im Hinblick auf Mecklenburg -

Schwerin , wo die Deutschvölkischen bei den letzten Land -

tagswahlen sehr gut abschnitten. Es ist ohne weiteres
klar, daß, wenn morgen in Mecklenburg -Schwerin neue
Landtagswahlen stattfänden , diese einen völligen Um -

schwung der parteipolitischen Verhältnisse herbeiführen
würden . Die sichere Herrschaft der Rechten würde zwei -

fellos schwer erschüttert, wenn nicht geradezu gebrochen
werden.

Die . Deutschnationalen , und so auch Herr Tirpitz , ver -
gössen bei ihren Wahlkalkulationen völlig das Eine , näm -
lich , daß es doch immerhin die Republik gewesen ist, die,
anfangs verkörpert durch die große Koalition , dann re-
präsentiert durch die Koalition der Mitte mit stillschwei-
gender Unterstützung durch die Sozialdemokraten , jene
bedeutenden finanzpolitischen und außenpolitischen Er -
folge errungen hat, welche allein die Voraussetzung für
den Wiederaufbau sind . Im Zeichen der Republik hat
sich die Stabilisierung unserer Finanz ^ , die Sanierung
unserer Währung und außenpolitische Fundamentierung
des Wiederaufbaues vollzogen . Damit ist wieder das
Gefühl der Hoffnungsfreudigkeit in die Brust des beut -
schen Volkes eingekehrt.

Selbstverständlich hat aber mit alledem auch die Nei -

gung zu einem positiven Bekenntnis zur Republik ganz
gewaltig zugenommen . Mit diesem Bekenntnis ist die
Erkenntnis unzerreißbar verknüpft , daß nur eine Politik
des friedlichen Wettbewerbes uns völlig wieder auf die
Beine helfen kann. Demnach werden nationalistische
Extravaganzen , wie sie von deutschnationaler Seite zu be-
fürchten sind , heute von der erdrückenden Mehrheit un -
seres Volkes abgelehnt . Und bezeichnenderweise hat auch
Stresemann als Führer seiner Partei in Dortmund die-
ser Auffassung Ausdruck verliehen , wie denn überhaupt
die Dortmunder Rede Stresemanns wohl geeignet ist ,
einer vernünftigen Politik dft- Mitte vorzuarbeiten .

Die Deutschnationalen sind von dieser Rede wenig er-
baut gewesen . Einen Trost können sie vielleicht in dem
Wahlaufruf der Deutschen Volkspartei finden , in wel -
chem die Partei von neuem auf die Farben Schwarz -
Weiß -Rot festgelegt wird. Doch glauben wir , daß man
in der Deutschen Volkspartei diese Farben nicht als Par -
teifarben mißbraucht sehen möchte , sondern mit ihnen le-
diglich Gefühle einer ganz besonderen vaterländischen
Begeisterung , eines ganz besonderen patriotischen Stol -
zes verbindet . Sehr im Gegensatz zu den Deutschnatio -
nalen , für die Schwarzweißrot nicht bloß die Fahne des
18. Januar 1871 ist, sondern gleichzeitig auch die Fahne
parteiegoistrscher Ansprüche, d . h . Parteifahne einer
reaktionären Politik , die auf die Wiederherstellung alter
Klassenvorrechte abzielt . Irren wir uns mit dieser un -
serer Einschätzung der Stellung , die die Deutschnationalen
zur alten Reichsfuhne einnehmen , so werden wir einen
solchen Irrtum mit Vergnügen berichtigen.

Die Kriegsschuld Itewotekte
und Doincarss

Zwei Namen begegnen uns immer wieder bei den Un -

tersuchungen über die treibende Kräfte , die zum Welt -

kriege geführt haben : Jswolski und Poincare . Alle
wichtigen Stationen der entscheidenden Jahre auf dem
verhängnisvollen Wege Europas in die Katastrophe des
Weltkrieges sind durch diesen beiden Namen bezeichnet.
Die neueste Aktenpublikation des Auswärtigen Amtes ,
herausgegeben von Dr . Stieve, * führt in die Einzelheiten
dieses Zusammenspiels ein und beleuchtet die verhäng -
nisvolle Rolle , die die beiden Staatsmänner in Hinsicht
auf die Entfesselung des Weltkrieges gespielt haben.
Beide zusammen haben sich in Wahrheit als die Toten -

gräber Europas erwiesen. Im Jahre 1911, unmittelbar
nach der Beilegung des zweiten Marokkokonfliktes war
Jswolski als Botschafter des Zaren nach Paris gekom-
men . Er fand bei seinem Eintreffen ein radikales Mini -
sterillm und eine im großen und ganzen friedliebende
Stimmung in Frankreich vor . Seine anfänglichen Be -
mühungen , die französischen Staatsmänner in einen ge -
Waltsamen Kurs hineinzutreiben , stießen auf steinigen
Boden . Das wurde anders mit der Wahl Raymond
Poincares zum Ministerpräsidenten und Außenminister
der französischen Republik am 14. Januar 1912 . Damit
war das große Ereignis eingetreten , das von heute aus
gesehen alle weiteren Möglicheren , die zum Weltkriege
führten , zwangsläufig schuf. Wie diese Wahl in der rus-
fischen Diplomatie aufgefaßt wurde, beweist eine Depesche
des russischen Geschäftsträgers in Paris , Selvastopalo kk
Vertretung des erkrankten Botschafters an Sasonow vom
29 . Januar 1912. Darin heißt es :

„Poincare sei über die zahlreichen Glückwunschtele-

gramme aus Rußland tiefgerührt und habe erklärt,
seine Wahl bedeute an sich schon die Billigung eines
engen Einvernehmens mit dem Zarenreich ".
Der kriegerische Geist der Verbündeten setzte sich durch.

Poincare betonte in der ersten Unterredung mit Jswolski
daß „ der Marokko -Kongovertrag mit Deutschland nicht
die leiseste Änderung in der allgemeinen Richtung der
Außenpolitik Frankreichs verursachen" könne. Jswolski
verzeichnet in einem Briefe vom 16 . Februar 1912 mit
Genugtuung eine Senatserklärung Poincares , daß „das
Bündnis mit Rußland u^rd die Entente Kardiale mit
England unantastbare Grundsätze des außenpolitischen
Programms Frankreich" seien. Poincaks war also ent -

schlössen, das Ruder Frankreichs nach Beendigung der
Marokkokrisis nach der kriegerischen Seite herumzuwer -

fen . Jswolski kennzeichnet diese Stimmung und die
Pläne Poincares in einem Briefe in dem es heißt :

„Ich weiß aus ganz sicheren Quellen , daß man trotz
der glücklichen Beendigung der Marokkokrise in hiesi -

gen militärischen Kreisen neue internationale Berwick -
lungen zum Frühling erwartet , und daß das Kriegs -
Ministerium seine Vorbereitungen für militärische
Operationen in nächster Zukunft eifrig fortsetzt."

Jswo ^ ki spielte also bereits auf zukünftige Konflikte
an . Gemeint sein konnte nur der kommende Balkan -
krieg. Für diesen Fall hofften beide Staatsmänner nn
Trüben zu fischen . Beide rechneten ganz offenbar mit
der Möglichkeit eines allgemeinen europäischen Krieges .
Am 29 . Januar 1912 lesen wir in einem Telegramm
Jswolskis : ^

»Ich hatte soeben eine lange Unterredung mit Pom -
care . . . Seinen Worten nach ist es für die französi -
sche Regierung von größter Wichtigkeit, die Möglich -
zu haben , die französische öffentliche Meinung im
voraus auf die Teilnahme an einem Kriege vor;« -
bereite », der wegen der Balkanfrage ausbrechen
könnte .

"

Poincare rechnete also nidjt bloß mit einem bevor -
stehenden Kriege , sondern er erwog auch schon alle Mög -
lichkeiten einer Beeinflussung und innerfranzösischen
Propaganda Jswolski registriert diese Äußerungen
mit innerer Befriedigung und schreibt am folgenden Tage
den bezeichnenden Satz nieder :

„Rußland ist von feiten Frankreichs nicht nur Waf -
fenhilfe , in dem vom französisch -russischen Abkommen
festgesetzten Falle , sondern auch die entschiedenste und
tatkräftigste Unterstützung aller Maßnahmen gesichert,
die die russische Regierung zugunsten der erwähnten
Staaten unternehmen wird .

"

Unmittelbar nach dem Zustandekommen der marine -
technischen Abmachungen zwischen Rußland und Frank -
reich, reiste Poincarö von Jswolski begleitet nach Pe -
tersburg . Das war in den ersten Augusttagen 1912 ,
kurz vor dem Ausbruch des ersten Balkankrieges . Js -
wolski hat über die Unteredungen von Petersburg in
seinen Memoiren nicht berichtet Wohl aber haben wir et«
Protokoll des damaligen Außenministers Sasanow . Dem
erwähnten Protokoll entnehmen wir , daß für den Fall
eines Krieges mit Deutschland und Ästerreich

„die völlige Vernichtung der deutschen Streitkräfte
um jeden Preis "

angestrebt wurde .
Wenig « Monate später brach der erste Balkankrieg

aus . Nun nahmen die gegen Österreich gerichteten An -
strengungen in der Pariser Politik immer schärfere For -
men an . Poincarä erklärte sich gegen territoriale Ver -
größerungen Österreichs. Er ist nicht nur für diploma -
tische Schritte , sondern unter Umständen sogar zu einer
aktiven Intervention , wie Jswolski sie auffaßt , bereit .
Frankreich gerät immer mehr ins Schleppt« , der russi¬
schen Interessen . Es grenzt geradezu an Gewissenlosig -
feit , wenn Poincare dem russischen Botschafter versichert :

„Im großen und ganzen läuft alles auf die Er -
klärung hinaus : wenn Rußland in den Krieg geht,
wird Frankreich dasselbe tu», tveil wir wissen, daß
in dieser Sache Deutschland hinter Österreich stehen
würde ." v
Eine solche Äußerung bedeutete die glatte Zusicherung

der Waffenhilfe Frankreichs, „um gemeinsam mit dem
Zarenreiche eine Ausdehnung Österreich -Ungarns auf
dem Balkan zu verhindern .

" Die Herbstmonate des
Jahres 1912 bedeuteten für Jswolski und seine Bestre -
bungen einen entscheidenden Schritt vorwärts . Aber in
Petersburg wollte man sich noch nicht zum äußersten
entschließen . Der Ausbruch des Weltkrieges wurde noch
einmal vertagt . Das Ziel war aber im Prinzip schon
gegen Jahresende erreicht . Von diesem Zeitpunkt ab setz -
ten die Bemühungen der beiden Verschwörer Jswolski und
Poincare ein , die öffentliche Meinung Frankreich für
ihre kriegerischen Ziele zu gewinnen.

Reue Enthüllungen über die Schuld Poincares
Die in Paris erscheinende Zeitschrift „Europe " gibt die

Memoiren des ehemaligen französischen Botschafters in Pe -
tersburg , George Louis , der bekanntlich auf Wunsch Jswol -
sf . is im Jahre 1013 von seinem Posten in Petersburg ent -
kernt wurde , heraus . Das „Oeuvre " ist in der Lage , einige
der Dokumente bereits jetzt zu veröffentlichen . Diese Doku -
mente bringen zwar

'
nicht viel Neues , aber sie sind doch sehr

bedeutsam für die KriegsschnldfragenerSrterung, die hiermit
von franzSsischer Seite eröffnet wird, und zwar nicht von
irgend einem radikalen , pazifistischen Journalisten , sondern
von Historikern und Diplomaten , die dabei waren und bei der
Feststellung geschichtlicher Wahrheiten mitreden können. Die
bisher vom „Äeuvre " publizierten Auszüge belasten zunächst
vor allem Poincarel

Ein Dokument bezieht sich auf eine Unterredung , die Louis
mit dem französischen Botschafter in Berlin , Jules Cambon ,
hatte . Jules Cambon sagte wörtlich : Poincare ist zum Teil
am Kriege schuld . Botschafter Louis habe hinzugefügt : Ja -
wohl , mit Jswolski . Cambon fragte hierauf : Konnte der Krieg
verhindert werden ? Louis antwortete : Nicht Ende Juli . Aber
wir hätten ihn vermieden , wenn 1912 unsere Regierung in
anderen Hände » gelegen hätte. Um zur Präsidentschaft der
Republik zu gelangen , mutzte eine Reise nach Petersburg
gelingen . Man mußte sich mit Hilfe von Geheimfonds der
Presse bemächtigen. Poincare hat sich zum Instrument Js »
wolskiS gemacht . Dieser , der gemeinsame Sache mit Tittonr
machte, hat den tripolitanischen Krieg entfesselt , damit den
Balkankrieg und den jetzigen Krieg. Jules Cambon erwi »



derte: Wir haben uns fett zwei oder drei Jahren nicht gesehen ,
aber wir haben dieselbe Ansicht.

Eine andere Veröffentlichung betrifft eine Unterredung ,
die Pichon am 14. Januar 1916 mit LouiS hatte . Pichon rief
auS : Wenn sie in Petersburg geblieben wären und ich Mini -
ster des Äußern gewesen wäre, so hätten wir keinen Krieg
bekommen . Louis erwiderte : -Gewiß, wenn Sie am Quai
d'Orsay und Fallieres im Elyse gewesen wären , wäre der
Krieg nicht ausgebrochen. Im weiteren Verlauf der Unter -
redung sagte Pichon : Auch Delcasse hat zum Ausbruch des
Krieges dadurch beigetragen, daß er die Russen gegen Deutsch-
land aushetzte. Die Engländer beklagten sich darüber . Hier -
aus erklärte Louis : Die Präsidentschaft Poincares war ver-
hSngniSvoll . Pichon fügte hinzu : Seine Tätigkeit am Quai
d'Orsay ebenfalls . Als ich wieder Minister des Äußern wurde,
ist Paul Cambon (französischer Botschafter in London) zu mir
gekommen, hat meine beiden Hände ergriffen und gesagt, er
freue sich, daß ich wieder Minister des Äußern sei. Wörtlich
sagte er : Wenn Poincare am Quai d' Orsay geblieben wäre,
hätte er uns schließlich mit allen unseren Freunden ausein -
ander gebracht. Louis fügte hinzu : Als Präsident der Repu -
blik war er noch viel gefährlicher, weil er ftei hat den
Krieg entfesseln können. Auf ihn bezog sich Paleok >gue in
Petersburg immer , um die Russen zur UnVersöhnlichkeit zu
treiben .

*
Die Havasagentur veröffentlicht jetzt ein längeres Schrei -

ben, das Poincare an die Direktoren 'der Agentur gerichtet
hat . Poincare leistet sich am Anfang dieses Schreibens eine
Perftdie , indem er behauptet, die Veröffentlichung der Auf.
Zeichnungen von LouiS sei zuerst von der deutschen Presse
angekündigt worden . In Wahrheit hat eines der Pariser
Freitagsblätter zuerst vor einer Reihe von Monaten auf die
Vorbereitung 'der sensationellen Publikation aufmerksam ge-
macht . Deutschland steht dieser Veröffentlichung völlig fern .

Poincares Widerlegungsversuch wirkt schwach und ist sicher
eine Enttäuschung für feine überzeugtesten Anhänger . Poin -
care geht auf die sehr präzisen Angaben des einstigen Bot-
schafters überhaupt nicht ein. Er behauptet , die Aufzeich -
nungen von Louis enthielten ebensoviel Unwahrscheinliches
wie materiell Unrichtiges und gibt dann drei Briefe wieber,
welche der ftühere Botschafter in Berlin , Jules Cambon, der
neuernannte Botschafter in Washington , der einstige Kabi-
nettsches Poincares Deschanel und der frühere Minister des
Äußern Pichon in Beantwortung eines Schreibens von Poin -
care an ihn gerichtet haben, um zu versichern, daß mindestens
ein Teil der Angaben von LouiS unzutreffend sei. Poin -
earS bemerkt, er werde vielleicht eines Tages Gelegenheit
haben , dann Briefe zu veröffentlichen, welche der einstige
Botschafter in London, Paul Cambon, sowie viele andere Per -
fönlichkeiten und auch der verstorbene Botschafter Louis selbst
an ihn geschrieben hätten .

Der frühere Botschafter in Petersburg , Paleologue , richtet
einen Brief an die Abendblätter , in welchem er versichert ,
er für seinen Teil habe immer nur für den Frieden gear»
beitet, wie u . a. Poincare bezeugen könne. iPaleologue ver-
sucht, wie übrigens auch Poincarä , glauben zu machen , daß
die veröffentlichten Aufzeichnungen gar nicht von Louis her-
rühren . Dazu sei bemerkt, daß niemand im Ernst an der
Echtheit der Aufzeichnungen zweifelt. , ,

Der Generalagent und die 26prozentige
Abgabe

Die Wirtschastsverhandlungen mit Frankreich
Der Generalagent für die Reparationszahlungen Gilbert

hatte an den Reichsfinanzminister Dr . Luther ein Schreiben
gerichtet, das eine sachliche Feststellung zur Frage her LSpro-
zentigen Reparationstckgabe enthält , die bekanntlich England
wieder Und Frankreich neueingeführt hat .

Die Wirtschastsverhandlungen mit Frankreich haben be-
kanntlich wegen dieser Frage «ine Unterbrechung erlitten .
Das Schreiben des Reparationsagenten an den Reichs-
finanzminister Luther stellt, was an sich schon bekannt war ,
nochmals sest , daß diese Zahlungen jetzt ans der Reparation «-
lasse erfolgen, und betont darüber hinaus , daß für die Zah-
lungen nur eine sehr beschränkte Summe zur Verfügung steht.

Es gibt nun zwei Möglichkeiten: entweder wird der deutsche
Export so wert eingedämmt , daß die zur Verfügung stehende
Summe ausreicht, um die deutschen Exporteure zu entschädi -
gen, oder aber für die Exporteure selbst ergibt sich aus dem
Verkauf ihrer Waren Nach England , Frankreich und Belgien
ein empfindlicher Ausfall . Das würde auf die Dauer eine
starke Drosselung der gesamten Ausfuhr bedeuten. Denn wenn
diS Ausfuhrabgabe offiziell anerkannt wird, « kann | kein
Zweifel sein , daß auch die kleineren Ententestaaten sie ein-
führen und damit den deutschen Export beschränken .

Der Brief des Reparationsagenten bedeutet aber noch nicht
eine endgültige Entscheidung oder gar eine offizielle Aner-
kennung der Ausfuhrabgabe . Die schiedsrichterliche Ent -
scheidung wird am 28 . November fallen , und es find Anzeichen
dafür vorhanden, daß auch der Reparationsagent sich dahin
entscheiden wird , daß die Aussuhrabgabe im Widerspruch mit
den Transferbestimmungen steht.

*
Gegenüber Pressemeldungen teilt Generalagent Gilbert of-

fiziell mit , daß sein Schreiben an den Reichsfinanzminister
kein Angriff auf den . Reparationsreeoveryact sei . Das Schrei-
ben , so heißt es in der Mitteilung , spricht für sich selbst . Es
ist eine Benachrichtigung der deutschen Regierung , daß der
Generalagent gemäß den Bestimmungen des Dawesplanes
die volle Annuität ohne Rücksicht auf irgendwelche Recovery-
acts zu sammeln hat und der deutschen Regierung die von
ihr aus Grund der RecoveryactÄ bezahlten Beträge nur dann«
und in solchem Umfange erstatten wird, als er vom Transfer -
komitee dazu ermächtigt wird . Das TranÄserkomitee erteilte
am 31 . Oktober dem Generalagenten die Ermächtigung , die
Zahlungen bis zur weiteren Entscheidung durch das Komitee
fortzusetzen. Die Mitteilung an die deutsche Regierung in
dein Schreiben vom 14 . November ist also ein Schritt , der
unternommen wurde, um dem Transferkomitee die ihm nach
dem Dawesplan übertragenen Rechte zu sichern.

MTB . Paris , 18. Nov . Wie der „Matin " mitteilt , hat
gestern nachmittag die deutsche Handelsvertragsdelegation die
Gründe mitgeteilt , weshalb Dr . Trendelenburg noch nicht nach
Paris zurückgekehrt ist . Er habe Stresemann erst gestern
sprechen können und sei infolgedessen nicht in der Lage, vor
Mitte dieser Woche nach Paris zurückzukehren. Das Blatt
glaubt zu wissen , daß die Wiederaufnahme der deutsch -fran -
höfischen Handelsvertragsverhandlungen unmittelbar be-
vorstehe.

England und die Reparationsabgabe
MTB . London, 18 . Nov. Der diplomatische Berichterstatterdes „Daily Telegraph erfährt , Churchill habe keinerlei Absicht,den Reparationrecoveryact aufzugeben , der sich als den

befriedigenden Weg zur Erzielung von Reparationen für Eng -land erweise.

politische Neuigkeiten
Opferwoche der deutsche « Wirtschast

Im Dezember findet bekanntlich die Opferwoche der Deut -
schen Rothilfe statt, in der die von der Reichspostverwaltung
zugunsten der Deutschen Nothilfe herausgegebenen Wohlsahrts -
Briefmarken in weitestem Umfange Verwendung finden sollen .
Die Spitzenorganisationen der Industrie, des Handwerks , deS
Handels, der Banken , Bersichernng und Landwirtschaft haben
nunmehr eieen gemeinsamen Aufruf erlassen, in dem die deut-
sche Wirtschaft aufgefordert wird , die GeschästSpost während
der Opferwoche mit den Wohlfahrtsbriefmarken zu frankieren .
Der Aufruf ist u . a. von Franz von Mendelssohn , Geheimrat
Bücher, Geheimrat Borsig, Heinrich Grüntfeld, Geheimrat
Rießer , Dr . Meusch und Dr . Brandes unterzeichnet und hat
folgenden Wortlaut :

An die deutsche Wirtschaft !
Der nahende Winter verstärkt die Sorge für die Not-

leidenden unseres Volkes. Hunger und Kälte bedrohen noch
immer Millionen Greise, Kinder und Kranke. Erwerbslos ,
brotlos , hilflos verbirgt der Mittelstand seine Not.

Die Mittel der öffentlichen Körperschaften reichen bei
weitem nicht aus , die Not zu lindern . Deshalb veranstaltet
die Deutsche Nothilfe im Dezember eine Opferwoche im
ganzen Reichsgebiet . Durch den Vertrieb der Wohlfahrts -
briefmarken der Reichspöst soll der Wohlfahrtspflege eine
neue Hilfsquelle erschlossen werden.

Unsere Mitglieder bitten wir , die Opferwoche durch Spen -
den und den Kauf von Wohlfahrtsbriefmarken nach Kräften
zu unterstützen. Als eindrucksvoller Beweis für die bewährte
Opferwilligkeit der deutschen Wirtschaft soll die Opferwoche,
besonders auch eine allgemeine „ Opferwoche der deutscheu
Wirtschaft" sein.

Wir fordern unsere Mitglieder auf , um ihren Opfer -
sinn in einfacher und wirksamer Weise zu betätigen , in dieser
Zeit an einem oder mehreren Tagen ihre Geschäftspost aus -
schließlich mit Wohlfahrtsbriefmarken zu frankieren . Das
Beispiel von Industrie , Handel und Landwirtschaft wird
für den Erffolg der Opferwoche ausschlaggebend sein.

Die Marken sind bei allen Postanstalten und bei den
Organen der Deutschen Rothilfe erhältlich. . >

Wahlen vom Sonntag
Bei den Stadtverordneten - und Kreistagswahlen in An-

halt , die, wie gemeldet, am Sonntag stattfanden , erhielten in
Dessau die Demokraten genau dieselbe Ziffer wie vor 8 Ta -
gen bei den Landtagswahlen ; alle anderen Parteien ver-
loren, am stärksten die Kommunisten und Völkischen . Die
Sozialdemokraten bekamen 16, die Demokraten 4, die Kom¬
munisten 1 . der Rechtsblock 1b Mandate . Im Kreise Dessau
erhielten die Sozialdemokraten und der Rechtsblock je 9, die
Demokraten 2 Mandate .

Der Kreis Cöthen brachte 8 Sozialdemokraten , 7 Rechts-
block , 1 Demokrat ; der Kreis Bernburg 9 Sozialdemokraten ,
1 Demokrat , 2 Kommunisten, 7 Rechtsblock ; der Kreis Zerbst
7 Sozialdemokraten , 7 Rechtsblock, 2 Demokraten und der
Kreis Ballenstedt hat 6 Sozialdemokraten und 6 Rechtsblock.

*
In der aus den beiden Städten Lehe und Geestemünde

neugebildeten Stadt Wesermünde erhielten bei den Bürger -
Vorsteherwahlen die Sozialdemokraten 19 Mandate mit 14022,
die Kommunisten 4 Mandate mit 2983 Stimmen , die Demo¬
kraten 3 Mandate mit 2113 , Bürgerl . Arbeitsgemeinschaft 20
mit 1431S Stimmen . — Dem „Vorwärts " zufolge verloren
die Kommunisten IS 000 , die Bürgerl . Arbeitsgemeinschaft
SS 000 Stimmen .

Die Beamtenbesoldung
Wie verlautet , hat daS Reichsfinanzministerium die Spitzen¬

verbände der Beamten für Donnerstag zu einer Besprechung
über die geplante Besoldungserhöhung nach dem Ministerium
einberufen . Am Dienstag wird dieser Besprechung eine Kon?
ferenz der Referent « der Landesregierungen mit dem Reichs -
finanzministerium vorausgehen.

*
Die Verhandlungen über eine Erhöhung der Löhne der

Lohnempsänger bei der Deutschen Reichspost mußten abgebro -
chen werden, da bisher eine Verständigung nicht zu erreichen
war . Die Zugeständnisse der Verwaltung wurden von den
Vertretern der Arbvitnehmerorganisation als unzureichend
und als ein nicht genügender Ausgleich für die eingetretene
Teuerung bezeichnet . Die Verwaltungs - und Arbeitnehmer -
Vertreter vereinbarten schließlich die Pertagung der weiteren
Verhandlungen auf den 21 . November. Dann wird der Reichs -
postmin'ister wieder in Berlin sein, und in seiner Gegenwart
soll weiter verhandelt werden . Die Lohnempfänger bei der
Reichspost sind im wesentlichen Telegraphenarbeiter .

Beamten -Wirtschaststag
Der Deutsche Beamten -Wirtschaftsbund hielt am 7. und 8.

November in Berlin seinen dritten Beamten -Wirtschaftstag
ab. Der Wirtschaftsbund ist aus dem im Jahre 1892 gegrün -
beten Verband deutscher Beamtenvereine hervorgegangen . An
zentralen Bundeseinrichtungen bestehen solche für das Geld-,
Waren -, Wohnungs - und Versicherungswesen ; außerdem be»
sitzt der Bund eine Anzahl eigener Erholungsheime und son»
stige Wohlfahrtseinrichtungen . Den Geschäftsbericht erstat»
tete Bundesdirektor Engelbart . Es folgten Vorträge von Dr .
Waldmann über ..Wirtschaftspolitische Gegenwartsprobleme
Nn deutschen Staat " und von Hauptgeschäftsführer Leonhard
über „ Erfahrungen i?n Genossenschaftswesen, angewandt auf
die Beamtenwirtschaft ".

Der Wirtschaftstag verlangte in einer Entschließung bal¬
dige endgüMge Gestaltung des vorläufigen ReichswirtschaftS-
rats . In weiteren Entschließungenwurden die Bundesorgane
zu Maßnahmen im Interesse der Festigung und Sicherung
der wirtschaftlichen und sozialen Selbsthilfee «nrichtungen auf -
gefordert. Zum Ersten Bundesvorsitzenden wurde Direktor
RemmerS gewählt.

Zum Zusammenbruch der Völkischen
melden sozialdem . Blätter, daß das Leipz . Blatt der Rationali¬
sten, die „ Mitteldeutsche Zeitung", bereits zusammengebrochen
ist. Der „Nationalsozialist

" in Chemnitz befindet sich in
größten finanziellen Schwierigkeiten und auch der „Streiter "
weiß nicht mehr aus noch ein . Dimer redet bereits schon ge-
gen die Organisation, die er hat schaffen helfen. Außer ihin
gibt es noch mehrere andere Gleichgesinnte , die heute ihr
Geschäft im Kampfe gegen Ludendorff und seine Getreuen
erblicken. Neuerdings ist auch der bisherige völkische Führer
Dr . Rüge, bekannt wegen seiner Aufreizung zum Mord , sei-
ner Verurteilung zu einem Jahr Gefängnis und der Ber-
Wicklung in einem Kehmemordverfahren , zu den Antiluden-
dorffern übergetreten . In Karlsruhe hielt er in diesen Ta-
gen eine Rede über „Irrwege der völkischen Bewegung" .
„Nur ein politisches Rhinozeros könne erwarten, daß die Er-
Neuerung Deutschlands von Bayern käme. " Ferner stellte
Rüge fest, daß auf der Reichstagswahlliste der Völkischen ne¬

ben weniger aufrechten Männern nur Regenwürmer und
Dunkelmänner stünden . Die Rationalsozialisten seien übri-
gens noch freche« als dir Inden .

». Heydebrand und der Läse +. Wie die „Kreuzzeitüng"
»leidet, starb der langjährige Führer der preußischen Kons« -vattven von Heydebrand und der Läse am 15. Nov. im 74.Lebensjahre. Heydebrand , der 74 Jahre ctlt geworden ist,war in der Vorkriegszeit Führer der preußischen Konser-vativen . Sein Einfluß war so groß, daß er den Beinamendes « ungekrönten Königs von Preußen " erhielt . Keine wich-
ttge Entscheidung war möglich ohne den Führer der konser-vativen Partei . Heydebrand war ein geschickter Pariamen -
tarier , aber in seinen konservativen Anschauungen völlig be-
schränkt . Auch er ist nie über das rückständige Dreiklaffen-
Wahlrecht , auf das sich die konservative Herrschaft in Preußen
aufbaute , hinübergekommen. Andererseits war er ein Mann
von selbständigem und unabhängigem Sinn . Ein Günstling
Wilhelms II . war er nie. Nach der Novemberrevolution
1918 zog sich Heydebrand aus dem politischen Leben zurück .Er widmete sich ganz der Bewirtschaftung seines Fideikom-
mißgutes Klein Tschunkawe. Erst vor zwei Jahren gab er
wiederum ein Lebenszeichen von sich, das darin bestand, daß
die konservative Partei sich im Rahmen der deutschnattonaleii
Partei neu auftat , wobei ihm natürlich eine führende Rolle
zufallen mußte . Der Einfluß der alten Konservativen ist aber
wohl nur hinter den /Kulissen wirksam gewesen, natürlich in
dem Sinne , die Deutschnationalen vor Zugeständnissen gegen
Linksströmungen zu bewahren.

Lndo Hartmann -f . Der ftühere österreichische Gesandte in
Berlin , Professor Ludo Hartmann , ist gestorben. Bei dem
Begräbnis legte, wie aus Wien gemeldet wird, der deutsche
Gesandte Pfeiffer namens des Reichspräsidenten und des
Auswärtigen Amtes, sowie der Reichsregierung prachtvolle
Kränze an der Bahre nieder , die mit schwarz -rot -goldenen

«schleifen geziert waren . Mit tief empfundenen Worten ge-
'dachte er dann der Tätigkeit Hartmanns als österreichischer
«Gesandter in Berlin und hob sein tiefes Verstehen für die
großdeutsche Frage hervor.

Das deutsch . schweizerische Wirtschaftsabkommen . Die Ver -
Handlungen zwischen Deutschland und der Schweiz betreffendden Abbau der beiderseitigen Einfuhrbeschränkungen gelang-
ten zum Abschluß . Das Abkommen wurde am Montag um
10 Uhr vormittags im Auswärtigen Amt zu Berlin von den
Leitern der Delegationen , deutscherseits vom Ministerial¬
direktor im Auswärtigen Amt, Dr . Nöpke, schweizerischerseitS
von dein schweizerischen Gesandten Dr . Rufenacht und dem
Leiter der Handelsabteilung des schweizerischen Volkswirt -
schaftsdepartements Dr . Wetter unterzeichnet . Es bedarf noch
der Genehmigung der beiden Regierungen und wird 14 Tage
nach gegenseitiger Ratifizierung und Genehmigung in Kraft
treten .

Ikurze Nacdricbten
Die Arbeitsgemeinschaft der deutschen Grenzlandverbänve,in der 16 Organisationen der Grenzlanddeutschen zusammen»

geschlossen find, veranstaltet dem .LZerliner Tageblatt " zu-
folge ani 18. November in Hamburg unter dem Protektorat
des Bürgermeisters Petersen eine Kundgebung für Selbstbe»
stimmnngSrecht und Freiheit für die 16 Millionen unter ftem-
der Herrschaft stehenden deutschen Volksgenossen.

Der neutrale Streifen zwischen Königswinter und Honnef,
der auch nach dem vor Monaten erfolgten Abzug der Be-
satzungstruppen solange noch als besetzt galt , als die Regie
die Eisenbahn noch inne hatte, ist auf Grund einer Verfii-
gung des Kreisdelegierten in Siegburg nunmehr endgültig
geräumt worden . Die Übergabe vollzog fich glatt.

General de Metz versetzt. Die beiden Generale de Metz
und Denoignes, die in Speyer und in Mainz in Garnison
standen , und dort das Oberkommando ausübten, find, wie aus
Koblenz berichtet wird , für andere Posten bestimmt worden .Sie werden durch zwei Beamte der Rheinlandkommisfion
ersetzt.

Bayern und die Umgestaltung der Rentenbank . Die Kor-
respondenz Hoffmann meldet halbamtlich aus München : Der
bayerische Ministerrat hat in seiner letzten Sitzung beschlossen,
dem Projekt einer Rentenbankkreditanstalt nnr dann zuzu -
stimme» , wenn sie auf den Personalkredit beschränkt wird
und wenn zur Befriedigung des gerade gegenwärtig bestehen-
den Hypothekarbedürfnisses die vorhandenen Mittel der Ren»
tenbank schlüsselartig auf die Länder verteilt werden.

Die bayerischen Monarchisten. Auf einem Heimatabend ,den die Kreisleitung München des bayerischen Heimat - und
Königsbuudes im Löwenbränkeller veranstaltete , wurde die
vollzogene Vereinigung zwischen der Königspartei und dem
Heiinat - und Königsbund bekanntgegeben und mit stürmi -
schein Beifall aufgenommen .

Lohnverhandlungen im bayerischen Kohlenbergbau . Unter
dem Vorsitz des Landesschlichters finden gegenwärtig in Mün -
chen über die Frage der Lohnregelung im bayerischen Kohlen-
bergbau Verhandlungen statt, die sich wegen der bedrängten
Lage der Arbeiterschaft der Kohlenbergbaubetriebe sehr schwie-
rig gestalten.

Der Hafenarbeiterstreik Duisburg - Ruhrort vermieden .
Bei der Abstimmung in der Lohnftage waren von den Hafen-
arbeitern der Duisburg -Häfen 644 Stimmen für und 11
gegen den Streik abgegeben worden. Die SchlichtungSver»
Handlungen sührten zu einem Schiedsspruch, durch den samt»
liche Bezüge um etwa 9 Prozent erhöht wurden . Die Arbeit »
geber und Arbeitnehmer haben diesen Schiedsspruch ange»
ommen, erstere gegen eine starke Minderheit . Damit ist der
Streik in Duisburg -Ruhrort verhindert . «

Postgebührenerhöhung in Österreich. Ab 1 . Dezember 1924
tritt in »Österreich die teilweise und zwair durchschnittlich
Mprozentige Erhöhung der Gebühren bei Post, Telegraph und
Telephon ein. Die Briefgebühren nach Deutschland werden
auf 1500 Kronen , nach Rumänien, der Tschechoslowakei, Po-
len. Italien und Ungarn aus 3000 Kronen und nach dem Au?»
lande auf 4000 Kronen erhöht. »

Eine Reise Doumergues und HerriotS «ach Elsaß-Lothrin»
ge« . Wie die Metzer Zeitung „Le Messin " mitteilt, steht eine
Reise deS Präsidenten der Republik Doumergue nach Elsaß-
Lothringen bevor . Doumergue wird von Herriot begleitet,
werden .

Ein Besuch Mustapha Kemals i« Frankreich ? Nach eine«
Meldung auS Konstantinopel veröffentlicht ein dortiges Blatt
eine bisher unbestätigte Meldung, derzufolge Mustapha Kemal
Pascha demnächst in wichtiger , militärischen und Marine»
zwecken dienender Mission Frankreich besuchen werde . Die
Meldung besagt , Kemal Pascha werde fich einige Zeit in Sud »
frankreich aufhalten. ES würden ihm zu Ehren große Flotten»
und Heeresmanöver veranstaltet.

General Dawe« unterzog fich, wie aus Chikaqo gemeldet
wird , am 10. November einer Bruchoperation . Die Ärzte be-
zeichnen seinen Zustand als gut. DaweS ist jedoch gezwungen»
noch zwei Wochen im Hospital zu verbringen.



Der Lreiburger Biommunistenprozeh
Freiburg , 17 . Nov. Im weiteren Verlauf der Ver-

Handlungen wurde der angeklagte Fabrikarbeiter RsgiuS
Echeier aus Reustadt i. Schw. vernommen . Der Angeklagte,
gleichfalls Kommunist, soll sich zu einem an ihn gerichteten
Brief äußern , in dem er aufgesovdert wurde , für eine Ver -
sammlung ein Lokal mieten . Dieser mit « Hans " bezeich¬
nete Brief wuode von ihm verbrannt , um di« unbedingte Ge¬
heimhaltung vor den Faszisten zu sichern. In der zustande-
gekommenen Versammlung sprach «in gewisser „Walter " vom
Kampf gegen die Faszisten und von der Bildung Äner Arbei-
terregierunK Der mit dem Namen »Hans " genamcke Schrei -
der des Briefes sprach in dieser Versammlung über die
Neueinteilung der Bezirke, über den Anmarsch nach Stuttgart ,
welche Stadt die Kommunisten sür einen der wichtigsten
Punkte SüddeutMands hielten . Nach seiner Erklärung mutz-
ten die Kommunisten durdj das Wiesental über Neustedt , die
Freiburger Kommunisten über Furtwangen nach Stuttgart
marschieren. Bei seiner richterlich« Vernehmung hatte der
Angeklagte Scheier die Ansicht geäußert , daß Hans der mili-
tärifche Leiter gewesen sein müsse. Angeklagter Steiner de-
streitet sowohl die Ausfassung, als auch die öhm zugeschrie-
denen Äußerungen über militärische Bewegungen , gab aber im
übrigen durch seiner Äußerungen zu . daß er der Schreiber
des Briefes war .

Der Vorsitzende kam auf eine Versammlung KU sprechen »
die am 19. Jan . 1623 in der Wohnung des Angeklagten Bock
in Lörrach stattjdnd , und in der Steiner zu SprenyftoffdiÄ -
stählen usw. aufgefordert haben soll . Diese Behauptung der
Anklage bezeichnet der Angeklagte Steiner als Unsinn , setzt
sich dabei aber in Widerspruch Mit den Aussagen des Ange-
klagten Gotthilf Fritz, Arbeiter aus Zell i. W., der auch bei der
richterlichen Vernehmung geäußert hatte , daß Steiner militä¬
risch« Leiter gewesen sei . Desgleichen hatte der Angeklagte
Gotthilf Fritz Äußerungen über die Forderung Steiners zur
Bildung von Hundertschaften', über die Anmarschliuien usw.,
gemacht , und dieselben bei einer zwetten Vernehmung bestä-
tigt . Er blieb auch bei seiner heutigen Vernehmung vor dem
Gericht bei dieser Aussage, während der Angeklagte Steiner
dies ihm ins Gesicht als Lüge bezeichnete.

Vor Eintritt in die Mittagspause betonte der frühere Ober -
amtmann Gräser , der bereits als Zeuge vernommen worden
war , nochmals daß die Lage in und um Lörrach nicht so arg
ruhig «war , wie von einzelneu Zeugen und von der Verteidi -
gung behauptet worden sei , daß vor allem diie Schupo nicht
herbeigerufen worden sei , um nur bestimmte Kreise zu
schützen.

Bei der Fortsetzung der Zeugenvernehmung am Nachmittag
wiederholte Genidarmeriekommissar Haag aus Donaueschingen
seine 'bereits am 28. November gegebenen schriftlichen A-n-
gcrbe» , aus denen u . a . erwähnenswert D , daß in der Funk -
tionärversamMung , in der auch zur Sprengstoffverwendung
aufgefordert wurde , auf damals beim Wasserwerk Limbach zu
wirtschaftlichen Zwecken verwandte Sprengstoffe hingewiesen
wurde . Der Zeuge hat auch evjähren , daß ein gewisser
Wagner, der vermutlich ein Russe war , in der Neustäidier Ver-
"sammlung eine große Rolle spielte, Dieser Wagner hat auch
angeregt , den kleinen Bauern die Betviligung dadurch schmack¬
haft zu machen , daß nach siegreichem Kampf die großen
Güter (es wurde dabei auf die Güter des Fürsten , von Für -
stonberg .hingewiesen) , an die kleinen Bauern aufgeteilt wer -
den würden . Es sollte auch ein großer Bauernhof in Brand
gesteckt werden, um die anderen Bauern zu erschrecken und sie
äuf ihren Hofen zu halten,.

Das Gericht schritt sodann zur Vernehmung des angeklagten
Journalisten EdmundRümmele , früher Schriftsetzer in Zell
i . W. Früher Airigehöriger der SPD . und der USPD . trat er
schließlich zur KPD . Wer und wurde 1928 VorisitzenAer der
köMMuulistischen OrtÄaruppe Zill i. W . Er bestreitet , von ge¬
waltsamen Umsturzplanen seiner Partei gewußt zu haben .
Es wird dabei auf die protokollarisch niedergelegte Aussage
des angesagten Arbeiters Gotthilf Fritz aus Zell i . W. zurück-
gegriffen. Nach dessen endlichen, Angaben hatte Rümmele
Auftrag bekommen, nach Stuttgart zu fahren , um von der
dortigen kommunistischen Kampfleitung einen dicken Brief ,
eine Eisenbahnkarte und eine Marschroute in Empfang zu
nehmen , welche er diem wiederholt genannten ..Haus " in Lör-
räch übergeben sollte . Er habe aber das Material in der Woh-
nung Bocks agbegebeN , au wen, wollte er nicht mehr ^ wissen .
Nach seiuen AngÄbeni habe sich in dem Brief ein Kampfplan
befunden . Dem Gerichtshof tont es nunmehr «darauf an .
die Persönlichkeit jenes „Hans " festzustellen, dem der Ai^ge-
klagte Fritz auf Weisung der Stuttgarter Leitung , d . h . eben
jenes „ Balther ", nach der Rückkehr nach Lörrach den Brief
ubergeben sollte . Da nun Fritz den Auftrag zu seiner Reise
nach Stuttgart von Hans Steiner bekommen hatte und er sich
nach der Rückkehr von Stuttgart ganz natürlich wieder zur
Übermittlung des Briefes an Hans Steiner wandte , nahm
der Gerichtshof an , daß jener „ Hans " mit «dem -Angeklagten
Hans Steiner identisch sei . — Steiner bestritt jedoch diese
Auffassung. Der Angeklagte Scheffel verlas dabei eine Er -
klärmig, -wonach er die früheren protekollarifch niedrgelegteu
Angaben als vevdveht und entstellt bezeichnet und heute nicht
mehr anerkennt , zumal sie unter psychischen und physischen
Druck seinerzeit gemacht worden seien . Bei feiner früheren
Vernehmung 'hatte Scheffel ausgesagt , Fritz, der als Kurier
nach Stuttgart gegangen sei, habe ihm einen wichtigen
Kampfplan mit eingezeichneten Marschlinien gezeigt und ihm
gegenüber auch von einem äußerst wichtigen Kampfplan ge¬
sprochen , der bei ihm unter einer Tischplatte verborgen sei .
Der Angeklagte Rummele habe damals erklärt -, die Verant¬
wortung für die Plünderung von Sprengftofflayern und für
Einbruchdiebstähle zur Erlangung von Waffen voll U nd ganz
übernehmen zu wollen. — Bei seiner heutigen Vernehmung
widerrief nun Scheffel alle diese seine damaligen Angaben .
— Der Ausklagte Rümmele gab zu den soeben verlesenen
Angaben an , daß tatsächlich bei dem Angeklagten Fritz ein
Kampfplan unter der Tischplatte verborgen gehalten wurde ,
daß es sich jedoch dabei um einen Plan der Rechtskreise, also
der Faszisten, gehandelt habe, in dem hauptsächlich die Be¬
festigung des Wiedener Ecks (aal Belchen) eine Rolle gespielt
habe.

Der Vorsitzende stellte fest, daß die meisten Angeklagten und
auch ein Teil der Zeugen heute ihre vor dem Untersuchunys -
richter gemachten AiHgaben verleugneten und sozusagen diesel-
ben als Unterstellungen der betreffenden Untersuchungsrichter
hinstellen. Rechtsanwalt Grumbach stellt den Antrag , den
Syndikus des Textilarbeitgeberverbandes zu laden , um ihn
darüber zu vernehmen, wie die damalige wirtschaftliche Lage
der Unternehmer war und ob diese die Haltung der Unter -
mhmer während jener unruhigen Tag « rechtfertig e. Nach sei »

ner Auffassung sei die wirtschaftliche Lage der Textilindustrie
des Oberlandes damals eine blühende gewesen, wenn er sich
auch über die Echtheit dieser Mute in jener Inflationszeit
im klaren sei . Der Gerichtshof nahm diesen Antrag zur
Kenntnis und vertagte darauf die S 'tzung auf Dienstag vor-
mittag 9 Uhr. - -

I«

WTB. Freiburg, 18. Rov. Die Perhandlung wurde heute
mit der Vernehmung des Angeklagten Otto Herbster (nicht
verwandt mit dem Angeklagten Hermann Herbster ) und eini-
gen Zeugen fortgesetzt , die mit einer Versammlung in Lör-
rach-Stetten am 20. Oktober 1923 in Zusammenhang stehen.

Der Schlosser Otto Herbster aus Lörrach ist seit Grün -
dung der KPD . Mitglied derselben und hat die Versäum »
lung am 20. Oktober vorigen Jahres in LörrachStetten mit -
gemacht. — Über den Gegenstand der Beratung dieser Ver-
sammlung befragt , gab er an , daß ein Vortrag über Sowjet -
rußland gehalten werden sollte . Nach der Anklageschrift sollte
in dieser Versammlung der Angeklagte Roth , Zimmerpolier
und Kommunist aus Lörrach, über eine kommunistische Be-
zirksvertreterkonserenz , die am 13. und 14 . Oktober 1923 in
Stuttgart auf Anordnung der Berliner Zentrale stattfand ,
berichterstattet haben. Roth bestätigte, zum Leiter des Ku-
rierdienstes bestimmt worden zu sein und auch als solcher fun -
giert zu haben. Otto Herbster soll damals in der Versamm -
lung gerufen haben : „Wir brauchen noch einige Kuriere ! ".
Der Angeklagte Buche hatte in diesem Sinne bei seiner rick -
terlichen Vernehmung ausgesagt . Heute wollte er nichts mehr
aufrechterhalten . — Da , Otto Herbster leugnete , irgend etwas
Hochverräterisches in jener Versammlung gesagt oder getan
zu haben, wurde ein Kassiber vorgelesen, in dem Otto Herb-

Ser
einen gewissen Spagetti deutlich aufforderte , bei den

ussagen vorsichtig zu sein , falsch auszusagen und in dem ein
gewisser Joli als Spitzel und Verräter bezeichnet wird . —
£ >tto Herbster will den Kassiber ohne irgendwelche Absicht
abgefaßt haben. Verschiedenes will Otto Herbster nur in
den Kassiber geschrieben haben, damit es „ einen richtigen Ef -
feit mache " . —

Die Verteidigung stellte den Antrag , einige weitere Zeu -
gen aus rechtsradikalen Kreisen in Württemberg zu laden ,
die bekunden sollten , daß der Angeklagte Köberle als Spitzel
gedungen wurde und als solcher in die KPD . eintrat . Köberle
gab auf eine direkte Frage des Vorsitzenden zu, Spitzel gewesen
zu sein , aber dies nicht für Geld, sondern aus Idealismus
getan zu haben.

Das Gerichte setzte sodann die Verhandlung mit der wei-
teren Vernehmung Steiners sort. Es wurden dem Angeklag-
ten Schriftstücke und Fragebogen vorgelegt , die der Angeklagte
Langendorf auf der Schreibmaschine geschrieben hatte, und
die die Richtlinien über die Einrichtung und -den Organismus
des Kurierdienstes enthalte » . Der Angeklagte Steiner hat
nach der Anklage diese Richtlinien versandt . Die erwähnten
Fragebogen enthalten u. a. folgende Fragen : Wie stark ist
die Masse , die im Ernstfall auf die Straße gebracht werden
kann ? — Ist die Machtergreifung durch uns dort möglich ?
— Welche Waffen stehen uns jetzt schon zur Verfügung ? —
Werden die jetzt schon vorhandenen Waffen zur Ergreifung
der Macht am dortigen Orte als genügend erachtet ? — Be¬
steht die Möglichkeit , dort Waffen durch Kauf zu erwerben ? —
Wieviele Personen - und Lastkraftwagen und in welcher
Größe und Fahrkraft können dort beschlagnahmt werden ? —
Ist die Strecke von . . . . bis . . . . . mit Lastautos zu be-
fahren ? — Ist auf der betreffenden Anmarschstrecke sadisti¬
scher Widerstand zu -befürchten? — Welches ist die Haltung
der Bayern in der dortigen Gegend ? — In welchem Um¬
fange können Lebensmittel requiriert werden ? — Wieviel
Schupo oder Reichswehr liegt dort ? — Der Angeklagte Stei¬
ner gab zu, mit dem Genoffen „Martin " diese Richtlinien
aufgestellt zu haben, verweigert jedoch jede weitere Auskunft .
— Auf die Bemerkung des Borsitzenden , daß da entgegen der
bisherigen Behauptung des Angeklagten sehr wenig von Fas »>
zismuA die Rede sei, sondern diese Fragen vielmehr auf einen
bewaffneten Aufruhr gegen die reguliire Staatsgewalt schür -
tzen lasse , drückte sich Angeklagter Steiner ziemlich gewun -
den aus und sagte , daß hier höchstens von Eventualfällen ,
die Rede fein könne . — Im weiteren Verlauf der Verneh -^
mung verwickelten sich die Angeklagten Steiner und Langen -
dorf in Widersprüche, als der Vorsitzende sich bemühte , vor
allem die Identität des mysteriösen „Hans " einwandfrei klar-
zustellen. . . , . •

Zu unserem gestrigen Bericht über die Samstag -Verhand -
lung des Prozesses teilt uns Geh. Reg . -Rat Gräser folgen -
des mit : „ In dem Bericht wird gesagt, daß ich als Zeuge
angegeben hätte, ich hätte mich mit der Beschlagnahme von
Kraftfahrzeugen einverstanden erklärt . Diese Angabe ist un -
richtig. Ich habe ausdrücklich -deponiert, daß ich die mir zu-
gemutete Beschlagnahme ablehnte, daß aber ein Mitglied der
städtischen Verwaltung sich erboten habe, mittels Auto die
Fabrikanten abzuholen."

Gegen Milchpreis Treiberei
Wie bekannt, besteht in Baden eine Vereinigung der milch -

beziehenden Gemeinden, die von Zeit zu Zeit zusammentritt ,
um gemeinsam mit den Produzenten , ein Übereinkommen
über den Milchpreis zu treffen . Die Bestrebungen dieser
Kreise werden in letzter Zeit häufig dadurch gestört, daß Hand -
ler , die den Handel mit Milch neu beginnen oder ihren seit-

herigen Handel ausdehnen wollen , den Landwirten wesentlich
höhere Erzeugerpreise bitten , als der von den milchbezieheu-
den Gemeinden des Landes in ihren Ginzugsgebieten im allge-
meinen bezahlte Preis beträgt . Die Festhaltung dieses Preises
wird hiedurch gefährdet.

Vom Minister des Innern wird erneut darauf hingewiesen ,
daß Händler , die höhere als die derzeit üblichen Erzeugerpreise
bieten, als unzuverlässig betrachtet werden und daß gegen sie
im Wege der Untersagung des Handels vorgegangen wird .
Bei Erstattung von Anzeigen werden auch die Staatsanwalt -

schaften durch Anklageerhebung auf Grund der Preistreiberei -

Verordnung oder der Verordnung über Handelsbeschränkungen
mit entsprechenden Strafanträgen mit allem Nachdruck vorge¬
hen.

' '
«

'

Ein berechtigter Hinweis
Der Untersuchungsrichter am Landgericht Konstanz schreibt

den dortigen Zeitungen : Die Untersuchung gegen die Kirchen,
räuber von Meßkirch gibt mir Veranlassung, daraus hinzu -
weise » , wie unzweckmäßig es ist. in Berichten an die Zei -
tungen über Einbrüche in Kirchen , Gruftkapellen , Rathäusern
usw. nähere Angaben zu machen über wertvolle Gold- und
Silbergeräte und dergleichen und deren Berwahrungöort . Das
reizt und hilft sehr oft zu neuen Straftaten und bringt die
Verwahrer in Gefahr .

Erntekredit -Prolongationswechsel
Die Badische Landwirtschaftskammer macht darauf aufmerk -

sam, daß die Prolongationswechsel zur Verlängerung des er -
sten durch die Badische Landwirtschaftskammer über die Giro -
zentrale vermittelten Erntekredite unbedingt bis spätestens
Ig . rr . bei der betr . Sparkasse zur Weitergabe an die Giro -
zentrale eingereicht sein müssen . Andernfalls ist die Verlan -
geruug des Wechsels nicht mehr möglich und der Kredit mutz
am Verfalltag des Wechsels zurückbezahlt werden .

Badische Politik nnd Reichstagswahl
Unter dieser Überschrift macht der Karlsruher ..« oik».

freund " Auslassungen, deren wichtigsten Teil wir hier re»
ferierend wiedergeben:

„Hält man sich von einem sachlichen und persönliche»
Machtbewußtsein frei, dann ist die bisherige Regelung für
die Wahl des Staatspräsidenten in Baden durchaus erträ ^
lich. Dieselbe Regelung ist in der Schweiz in jahrhundert -
langer Erfahrung erprobt. Sie hat in Baden zu keinen per -
sönlichen Dissonanzen geführt , wie das die „ Badische Presse ''
(Nr . 484 ) anzunehmen scheint . Mit dem Hinweis auf die
verfassungsmäßige Ordnung in Amerika läßt sich bei der
Betrachtung dieser Frage gar nichts ausrichten. Die deut»
schen Länder haben in den wesentlichsten Fragen staatlicher
Hoheiten ihre Zuständigkeit an das Reich abtreten müssen ;
deren Regierungen sind deshalb viel mehr als es sich die Be-
völkerung träumen Iii et, Verwaltungsorgane . Den politischen
Parteien , welche in einer Koalition zusammen die Verant -
Wartung für die Regierung und für die Verwaltung des Lan -
des übernehmen , muß es natürlich frei gestellt sein, für die
Bildung der Regierung Personalvorschläge zu machen. Den
„Regierungschef ", welcher sich seine Mitarbeiter nach eigenem
Gutdünken auswählt , kennt die badische Verfassung aus wohl-
erwogenen Gründen nicht . Selbst im Reich, wo dem Reichs -
Präsidenten und dem Reichskanzler verfassungsmäßig Be -!
rufungsrechte zustehen , läßt sich eine Berufung der Minister
ohne Verständigung mit den Regierungsparteien nicht durch-
führen . ♦

Für die Sozialdemokratie in Baden besteht keine Vermi»
lassung. von der für die Wahl des Staatspräsidenten s. Zt .
getroffenen Regelung abzuweichen. Sie weiß es zu würdi -
gen, was es heißt, die z. Zt . bestehende Regelung gelt nur
für die derzeitigen Koaiitionsverhältnlsse und werde nachge -
prüft , sobald bei einer neuen Wahl das politische Stärke -
Verhältnis verschoben werde. Für die Anhänger der sozial-
demokratischen Partei ergeben sich daraus bei der bevorstehen-
den Reichstagswahl sehr wichtige Rückschlüsse ."

Badischer Städteverband
Der Vorstand des badischen Städteverbandes trat am 8.

d . M . zu einer Sitzung in Mannheim zusammen und behan »
delte im wesentlichen — wie uns geschrieben wird — die nach¬
folgenden genannten Gegenstände:

Die Vorschläge des Finanzministeriums über eine ander -
weitige Regelung der Verteilung der Einkommensteueranteile
unter die Gemeinden werden eingehend durchgesprochen . Der
Vorstand betrachtet die Frqze noch nicht für verhandle nggreif ,
Es müssen zunächst die Entschließungen des Reichs , insbeson -
dcre über eine Neuregelung der Verteilung zwischen Reich
und Ländern und die Gewährung des Steuerzuschlagsrechts
an die Gemeinden abgewartet werden. Auch fehlt die für
die Beurteilung der Frage notwendige badische Finanzstatistil ,
die seit Jahren nicht mehr ausgestellt wurde. Die Ausstellung
dieser Statistik muß daher verlangt werden.

Grundsätzlich besteht Einmütigkeit darüber , daß das ort -
liche Aufkommen in der Gemeinde für die Verteilung maß -
gebend sein muß . Die Berücksichtigung des Bedarfs nach der
Höhe der Umlage oder in sonstiger Form wird abgelehnt . Die
Bereinigung ausiändischer Hypothekcufchuldner in Freiburg
hat bei der Reichsregierung den Antrag gestellt , daß da3 Reich
den IS Prozent des Geldwertes der Frankengrundschuld über -
steigenden Betrag als Schuld des Reiches übernimmt oder
entsprechende Mittel zur Tilgung der Frankengrundschuld be-
reitstellt . Der Antrag soll bei der Landesregierung unter -
stützt werden . Die zurzeit bestehenden Sätze der Erwerbs -
losenunlerstützung sind notorisch unzulänglich. Es ist bei den
zuständigen Reichs- und Landeshehörden eine dringliche Vor-
stellung zu erheben, mit dem Antrag, daß die Unterstützungs¬
sätze eine angemessene Erhöhung erfahren , und daß zum an -
dern die erlforderlichen Beihilfen zur Beschaffung von Win 'er -
Vorräten für die Erwerbslosen aus der Landesausgleichsrück-
läge zur Verfügung gestellt werden . Das Landesfinanzamt
verlangt , daß die von den Gemeinden anzufertigenden Ur-
listen für die Perfonenstandsaufnahme in Listentform und
zwar in alphabetischer Reihenfolge aufgestellt werden. Der
Vorstand hält dieses Verlangen, das mit sehr erheblichen Ko -
sten verbunden ist , nicht für gerechtfertigt, ist vielmehr sür die
Aufstellung der Liste nach Straßen oder in Karteiform . Diese
Regelung ist zweckmäßiger und auch bedeutend billiger . Zu
dem dem Ministerium des Innern zur Stellungnahme vorge»
legten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesge -
srtzeS über die Sicherung einer einheitlichen Regelung der Be -
amtenbesoldung wird in ablehnendem Sinne Stellung genom-
men . Ein Bedürfnis für die Abänderung wird grundsätzlich
nicht anerkannt . Auch gegen die einzelnen Bestimmungen
des Entwurfs , insbesondere die Einführung der Gebühren »
erhebung für die Verhandlung vor dem LandeSschiedSgeri l,t
werden ernste Bedenken erhoben . Der Vorstand hält an sei-
nem Rechtsstandpunkt fest, daß die Übertragung der Fahr «
nisse gemäß § 8 des Polizeigesetzes auf das Land nur gegen
Entschädigung zu erfolgen bat. Die Rechtsfrage soll nötigen -
falls im verwaltungSgerichtlichen Verfahren ciusgehagen wer¬
den . Die Geschäftsordnung für den badischen Städtetag
wird festgestellt; ferner werden verschiedene, im Laufe der
Zeit notwendig gewordenen Änderungen der Satzungen drS
badischen Städtevcrbandes beschlossen . Die endgültige Be-
schlußsassung hierüber sieht satzungsgemäß dem Städtetag zu.

Der Südwcstdeutsche Ka,talverein
beschloß , wie aus Stuttgart gemeldet wird, in seiner Sitzung ,
der ersten nach drei Jahren , die aus allen Teilen Südwest -
deutschkands und darüber hinaus sehr stark besucht war , die
Regierungen und Volksvertretungen deS Reiches und der Län -
der Württemberg , Baden und Hessen zu bitten, mit alle«
Energie so rasch wie möglich und ohne Unterbrechung den be-
gonnenen Ausbau der Rcckarwafferstratze vom Rhein zur
Donau durchzuführen.

*
Nach ihrer Tagung in Stuttgart begaben sich am Sonntag

die Mitglieder des Südwestdeutschen Kanalvereins für Rhein ,
Donau und Neckar nach Heilbronn, Reckarsulm und Kochen «
dorf , um unter Führung von Strombaudirettor Konz die
lianclardeiten zu besichtigen . Die Arbeiten am Stauwehr
NeckarLukm schreiten rasch voran. Oberhalb und unterhal 'i
des neuen Wehrs ist für den Neckar ein neues Bett angelegt .
Die :;eue Kammerschleusebei Kochendorf ist fertig, der Einbau
der Tore und Umlausschlüsse nahezu vollendet . Das Krasd-
wevk?gebäude für die Turbinen und elektrischen Maschinen
kommt demnächst unter Dach . Bei einigermaßen normal - «
Wetter - und Wasserstand kann die Staustufe ÄeckarSulm «n
den nächsten Monaten im wesentlichen fertigge-tM w>»rden .
Die Inbetriebnahme wird bis zum Sommer 1S25 in Aussicht
genommen . Die Besichtigung ,an der auch die württember -
gischen Minister Botz und Dehlinger teilnahmen , zeigte eilt
Bild hervorragender echnerischer Leistungen. Rei einem ge-
meinsamen Mittagessen in Kochendors wurden die hervor, a.

gcnden Verdienst des Geh . Hofrats Dr . Bruckmann-HetwrvnU
um die Förderung des Kanalbaus gewürdigt.



Tagungen
Nachdem der DeMch -Schweizerifche Missionsverei« vor acht

Tagen in Jena daS 4»jährige Jubiläum der ostasiatischen Mis»
fion gefeiert hatte , beging der badische Landesverein , der vor
40 Jahren auch sofort ins Leben trat , seine Feier im Zusam -
menhang mit seiner Jahresversammlung am IS. Nov . in
Kreiburg .

In einer außerordentlichen Haupthersammlung der Kirch -
lich-Positiven Bereinigung in Bade« wurde den Vertretern aufder Landessyiwde das Vertrauen ausgesprochen und ihre Hal-
tung gebilligt. Pfarrer Herrmana -Karlsruhe wurde zum Vor-
sitzenden und zu seinem Stellvertreter Bankdirektor Dr . Kel-
ler - Freibnrg gewählt. #

Der Badische Fahrrad - , Nähmaschinen- und Radfahrzeug -
häudlerverband hatte in Offenburg eine Landesverfammlung .
Die Debatte drehte sich zu einem großen Teil um das söge-
nannte Schneeballensystem, wobei ein Fahrradhändler an der»
schiedene Kunden gegen Teilzahlung Fahrräder abgibt, wenn
ihm diese wieder andere Kunden zuführen . Als nächster Ta»
gungsort wurde Freiburg bestimmt.

Auf kommenden Donnerstag vormittag hat der Landes»
verband Badischer Gastwirte , E . B ., seine Mitglieder zu
einer Landosprotestversammlung nach Ofsenburg einberufen
liegen die steuerlichen Belastungen , Sonder - und Doppelbesteue-
rangen des Gastwirtegewerbes in Reich , Staat und Gemein-
den (Umsatz -, Einkommen- , Vergnügungs - , Wein -, Getränke-.
Beherbergungssteuern usw.), sowie Schankstättengesetz und Po -
lizeistunde . Referent ist der Präsident des Deutschen Gast-
Wirteverbandes , Berlin , Köster .

Ikommunsle Vundscbsu
Kurhausba « in Heidelberg. Am Sonntag vormittag wurde

rtt Gegenwart der Spitzen der städtischen und staaMchen Be-
Hörden zum Heidelberger Kurhaus „Neckar" der Grundstein
gelegt. Der Bau (Radioheilanstalt ) soll am 1 . Mai 1925 er¬
öffnet werden. Mit den Arbeiten ist bereits begonnen
worden . Das geplante BadehauS mit Hotel soll aus
zwei Gebäudeteilen bestehen , deren einer eben das BadehauS,
der andere das Kurhotel enthält . Das Kurhotel kommt mit
der Front an den Neckar und wird zwei Säle (euren mit klei -
ner Bühne ) , ein Caf« , Frühstücksräume , Bar , Vorhallen . Ter -
rassen usw . enthalten und mit allen seinen Räumen einen
schönen Mittelpunkt des künftigen Badelebens ergeben . DaS
Badehaus steht mit der Front nach der entgegengesetzten
Straßenseite (Süden ) . Es soll 40 Badezellen enthalten , deren
bemerkenswerteste eine Anzahl pneumatischer Kammern sein
werden , in denen die heilkräftige Heidelberger Sole von den
Benutzern des BadeS in zerstäubter Form eingeatmet wird.
Alle Bäder werden elegant und mit den neuesten Einrich-
tungen ausgestattet . Im Hotel werden übrigens die dort vor-
gesehenen 60 Zimmer mit 80 Betten gleichfalls ausfS mo-
dernsie ausgestattet . Ferner - werden im Badehaus auch
Schlammbäder verabreicht, die aus der Heidelberger Sole zu-
sammengestellt werden, und außerdem wird im gleichen Haufedie Herstellung der pharmazeutischen Produkte erfolgen, die
aus dem Thermalwasser gewonnen werden können. Die au -
ßergewöhnlich günstigen Heilkräfte der Heidelberger Radio-
Thermalquelle sind in den letzten Wochen-, da es sich nm die
Umstellung der Badegesellschaft handelte, von fachwissenfchaft -
licher Seite erneut festgestellt worden. — Die Badegesell 'chaft
ist neuerdings eine G . m . b. H , die als Tochtergesellschaftder
alten ..Bad Hsidelberg A .G .

" entstand und von ihr die Rechtsan Quelle und Ouellengrundstück erwarb . Die Stadt Hei-
Kelberg hat als eigentliche Lizenzvergeberin einen erheblichenAnteil am Umsatz und fährt dadurch vermutlich nicht schlecht.
Nach sechzig Jahren gehen Quelle , Grundstück und Gebäu -
lichkeiten unentgeltlich an die Stadt zurück .

Notftandsarbette » in Karlsruhe . Die Stadtverwaltung plantfür den Winter zur Linderung der Not der Erwerbslosen ver-
schieden« größere und kleinere Notstandsarbeiten .

Die BautStigkeit in Rannheim . Wie das städtische Nach-
richtenamt Mannheim mitteilt , wurden nach den Grhedun -
gen der Ortsbaukontrolle anläßlich der Rohbauredisionen imMonat Oktober zum Teil durch Neubauten , zum Teil durchUmbauten 124 Wohnungen mit insgesamt 399 Zimmern neu
geschaffen . Die Zahl der Neubauten belief sich auf 25 , dieder Umbauten auf 5. Im September betrug die Zahl der
Wohnungen 56 mit 294 Zimmern , im August 63 mit 326
Zimmern , im Juli 76 mit 317 Zimmern , im Juni 41 mit157 Zimmern , im Mai 14 mit 43 Zimmern , nn April 14 mit25 Zimmern , im März 32 mit III Zimmern , im Februar
1V mit 34 Zimmern u«ch im Januar 9 mit 50 Zimmern .

Förderung des Wohnungsbaues in SSckinge « . Die Stadt -
gemeinde Säckingen hat zwecks Behebung der Wohnungsnotund zur Förderung des Wohnungsbaues dieses Jahr für Be-
amte 6 Bierzimmerwohirnngeu erbaut und in der Bürgeraus -
schußsitzung vom 11. November d. I . die weitere Erstellung
von 6 Dreizimmer - und 3 Vierzimmerwohnungen , beschloffen,
fernerhin zur Förderung des Kleinwohnungsbaues einen Kre-
dit von 60 000 Mark zur Hingabe von 5 Prozent Darlehen
bis zu 4000 Mark nach den besonders aufgestellten Richt-
linien bewilligt. Außer diesem Kredit erhalten Baulustige
das Gslände bis zu 6 Ar unentgeltlich zur Verfügung gestellt.
Diese in sozialer Hinsicht anerkennenswerte Beschlüsse ver-
dienen Beachtung und Nachahmung.

Zur Biirgermeisterwahl in Kehl. Der Bürgerausschuß Kehl
wählte zur Vorbereitung der Bürgermeisterwahl eine 13glied-
rage Kommission, der 6 Gemeinderäte und 7 Gemeindeverord -
nete angehören .

Aus der Landeshauptstadt
Die Übergabe der Regiebahnen an die Deutsche Reichsbahn-

gesellschaft erfolgte am 16. November in der Nacht tn allen
Bezirken (wie gemeldet) reibungslos . Auch im Bezirk Trier
gelangte die Strecke Trier - Hermestal , die bisher von den
französischen Besatzungstruvpen als llbergangsstrecke bean-
sprucht wurde , zur Übergabe. ES ist nunmehr möglich , nach
allen deutschen Stationen der deutschen Reichsbahnen Ware «
zu verfrachte« und Fahrkarten zu lösen. Die Bezahlung der
Fahrkarten und Frachten erfolgt in deutscher Währung .

Störung i« der Lichtzusithrung. Gestern abeich trat in der
elektrischen Lichtzufführung in der Stadt infolge Duvchbren-
nung einer Hauptsicherung in der Mittelstadt eine empfind-
liche Störung ein, die mehrere Stunden anhielt . In den
Hauptstraßen erloschen die elektrischen Bogenlampen und in
den Häusern und Geschäften trat eine sehr verminderte
Brennkraft der Lampen ein. In einzenen Betrieben , die
mit elektrischer Kraft arbeiten , z . B . bei den Zeitungen ,machte sich die Störung besonders unangenehm bemerkbar.

Landestheater . Zu der Märchen-Aufführung „DaS tapfereSchneiderlei«" am Samstag , den 22 . Nov ., »nttagS 2H Uhr,werden ab Donnerstag , den 20 . Nov., vorm. 10 Uhr keine
Vorverkaufsgebühren erhoben.

DZ . Zum Oberspielleiter der Oper wurde Ott « KrauS , bis-her erster Regisseur der Oper am 'Stadttheater in Nürnberg ,an das Landestheater in Karlsruhe verpflichtet.

Postbezieher
die den Bezug der Karlsruher Zeitung für den Monat Dezembernoch nicht erneuert haben, wollen dies « « verzüglich tun . da-mit in der Lieferung keine unliebsame Unterbrechung eintritt -

Ikurze Nachrichten aus Daden
DZ. Mannheim , 17 . Nov . Der wegen Vergehens gegen»das Republikschutzgesetz am Montag , dem 10. d . M„ verhafteteKommunist Wilhelm Stumpf hat sich am letzten Samstagnach seiner Vernehmung vor dem Untersuchungsrichter in

seiner Zelle im Untersuchungsgefängnis im Schloß erhängt .
DZ. Bruchsal, 17. Nov . Gestern erfolgte hier in feierlicherWoife die Bannerweihe des Reichsbanner Schwarz -Rot -Gold.Aus den umliegenden Städten und Ortschaften waren zahl-

reiche Teilnehmer erschienen. Reichstagsabgeordneter SchöpfU «,Gauvorsitzender Kraus , Prof . Ehre und General 9. Deimlinghielten bedeutsame Reden. Nachmittags bewegte sich ein ge-
waltiger Festzug durch die flaggengeschmückte Stadt .DZ . Bretten , 18. Nov . Zur großen Armee abgerufen wurdeam Sonntag nach kurzer Krankheit im Alter von nahezu 80
Jahren der Schloffermeister Martin Gerweck , ein Veteranvon 1866 und 1870/71, langjähriges Bürgerausschußmitgliedundseinerzeit Kandidat des Zentrums für den Landtag .MTB . Freiburg . 17. Nov. Infolge des Vordringens desnordwestlichen Hochdruckgebietes ist auch am südl. Schwarz-Wald die Temperatur stark gesunken. Während die letztenTage eine Nachttemperatur von 3 bis 4 Grad unter Nullgebracht hatten , wurde heut« morgen auf dem Feldberg minu »11 Grad gemessen . In der Rheinebeue ist die Temperaturgleichfalls stark gesunken. Bei weiterer andauernder heitererWitterung wird mit weiteren Wärmeausstrahlungen zu rech»nen sein.

Dandel und Mirtsckatt
Berliner Devisennotierungen

18 . Ro ». 17 . « »».
Stief ®tlb Brie !

Amsterdam 100 G. 168 .08 168 .92 168 .33 169.17
Kopenhagen 100 Kr. 73.62 73 .98 73 .91 74 .29
JMlien . . 100 S. 18 .10 18 .20 18.13 18.23London . . 1 Pfd . 19 .32 19.42 19 .41 19.51
Newpork . 1 D. 4.19 4.21 4 .19 4.21
Paris . . 100 Fr . 21 .92 22.02 22.15 22.27
Schweiz . 100 Fr . 80.75 81 .15 80 .76 81 .16Wien 100000 Kr. 5 .91 5.94 5 .91 5.94
Prag . . 100 Kr. 12 .49 12.55 12 .49 12 .55

Zuteilung Überall Ivo Prozent

Die Umstellung der Kursnotierungen auf Reichsmark. Wiedie ..Boss. Zeitg .
" hört , hat sich der Berliner Görfenvorstandmit den Vorständen der anderen deutschen Effektenbörsen

wegen der Umstellung der Kursnotierungen auf die neueReichsmark in Verbindung gesetzt . Falls Rückäußerun -
gen zeitig genug einlaufen , wird die Umstellung mit Be-
ginn des nächsten Monats erfolgen .

Darmstüdter und Nationalbank (Kommanditges. auf Aktien).Nach dem Geschäftsbericht beträgt das Reinvermögen101000 000 Goldmark . Gs wird vorgeschlagen, das Kapitalauf 60 000 000 Goldmark festzusetzen und mit Rücksicht auf dt«
Unsicherheit der Zeitverhältnisse einen Reservefonds von40 000 000 Goldmark zu bilden. . Außerdem soll der Beam «
tenpensionSfonds wiederaufgebaut und ihm ein Betrag von1000 000 Goldmark zugeführt wevden. Dementsvrochend istdie Umstellung in der Weife vorzunehmen, daß 1 . oaS Kapitalvon 600 000 000 M . auf 60 000 000 Goldmark durch Herab¬
setzung des Nennwerts jeder Aktie von bisher 1200 auf 120Goldmark und jeder Aktie von bisher 1000 Mark auf 100Goldmark ermäßigt , 2. ein Betrag in Höhe von 40 000 000Goldmark zur Bildung eines ordentlichen Reservefonds . 3. ein
Betrag von 1000 000 Goldmark zur Bildung eines Pension ?»
fonds verwendet wird.

Badisclies Landestheater ,
Mittwoch , 19. Nov . 7 b. g . 9 ' /, Uhr . Lp. I M . 4.
Abonn . A 9. Th .-Gem .B .V:B .Nr .2301 -2700,3001-c

In der Neuinszenierung :
Gyges und sein Ring.

MW LaidescklliiMmrlWW

wiWlWst ( Mmert ) .
5%tfte Kohlenwert Anleihe v. 1923.

Gemäß § 16 der Anleihe-Bedingungen hat jeder
Gläubiger aus den Teilschuldverschreibungen im Falle ,daß durch Reichsgesetz eine endgültige neue deutsche
Währung geschaffen werden sollte, das Recht , die Um-
Wandlung seiner Ŝchuldverschreibungin eine Geldschuldin der neuen Währung auf Grundlage des am Tagedes Inkrafttretens des betr . Reichsgesetzes bestehenden
Kohlenpreises von der Schuldnerin zu verlangen .

Nachdem durch das Münzgesetz vom 30. August d . Js -die neue Reichswährung mit Wirkung ab II . Oktoberd. Js . eingeführt worden ist , fordern wir unsere Obli¬
gationäre , die von obigem Recht Gebrauch machenwollen, auf , ihre Teilschuldverschreibungen(Mäntel und
Bogen ) zwecks Abstempelung auf Reichsmark innerhalbder in 8 16 der Anleihebedingungen vorgeschriebenen
Frist von zwei Monaten , d. i.

bis zum 10. Dezember 1924 einschließlich
in Berlin bei der Deutschen Bank.

„ „ Direktion der Discouto -Gesell-
schalt ,

,. „ Berliner Handels-Gesellschaft,
„ „ Commerz - und Privat -Bank

Aktiengesellschaft ,
„ . DarnistiiNcr n»d Nationalbank

Kvuimanditgesellschast auf
Aktie »,

„ „ Dresdner Bank,in Mmmheim „ „ Rheinischen Kreditbank
„ „ Süddeutschen Tiscouto-Gcsell-

schaft A.-G .,
, „ Badische« Bank,
., „ Badische» Girozentrale,

„ Commerz- und Privat -Bank
Aktiengesellschaft Filiale
Mannheim ,

„ . Darmstädter uud Nationalbank
Somanditgesellschast auf Ak-
tien Filiale Mannheim,, . Dresdner Bank Filiale Mann-
heim,w Karlsruhe . . Badischen Bank .. „ Darmstäster u National¬
bank Kommanditge¬
sellschaft auf Aktien
Kittale Karlsruhe .

in Frankfurt a. M.

in Karlsruh « bei der Rheinischen Credit dank
Filiale Karlsruhe.

„ „ Süddeutschen DiScouto-
Äesellsaiaft A .-G.
Ailiale Karlsruhe ,

. dem Bankhaus Bett 8 . Ham¬
burger.

Bankhaus » trawS & Co.,
Deutsche» Bauk Filiale Frank-

snrt a M .,
„ „ Direktion der Disconto -Gesell-

schast FilialeFrankfnrta .M .»
, „ Commerz- nnd Privat-Bank

AktiengesellschaftFiliale
Frankfurt a. M>,

, „ Darmstädter »nd Nationalbauk
Kommanditi,escllschaft auf
AktienFilialcFranlsurta.M ,

„ „ Dresdner Bank i« Frankfurt
« . M ..

„ dem Bankhaus Lazard Speyer-Ellisse»,
„ „ Jacob S . H. Stern,während der üblichen Geschäftsstunden mit einem

doppelt ausgefertigten arithmettfchen NummernSerzeich-nis einzureichen.
Die Aushändigung der abgestempelten Stücke erfolgtgegen Rückgabe ver von den Einreichungsstellen aus -

gestellten Empfangsbescheinigungen sobald als möglich ,und zwar provisionsfrei, soweit die Einreichung an den
Schaltern der Einreichungsstellen geschieht . Erfolgtdie Einreichung im Wege der Korrespondenz, so wirddie übliche Provision in Anrechnung gebracht. ZurPrüfung der Legitimation des VorzeigerS der Em -
pfangsbescheinigung find die Einreichungsstellen be-
rechtigt aber nicht verpflichtet.

Der Kohlenpreis der Westfälische Fettflammnuß IV
gesiebt und gewaschen , ab Zeche, einschließlich Steuer
betrug bei Inkrafttreten des Münzgesetzes R. -M . 17,50Pro Tonne . Es werden somit die

Teilschuldverschreibungen über nom . kg 10000 auf
R .-M . 175.-

5000 auf
M . 87.50
2000 auf
M . 35 .-
1000 auf

>M . 17 .50
500 auf

M . 8-75
abgestempelt.

Die Lieferbarkeit der umgestempelten Stücke an den
Börsen in Berlin und Frankfurt a . M . wird bean-
tragt werden.

Karlsruhe , im November 1924.
Badische LandeSkl>>ktrizitiits»crs>>rz«oa

Aktiengesellschaft(« adrmverk».
Der Vorstandvr . Wengler O . Helmke .

Konkurseröffnuug .
0 .229. Buche», über

das Vermögen der Firma
. Fahrzeug - Aktieunesellichaft
Haiustadt " in Hainstadt
wird heute am 14. Novem-
ber 1924 , nachmittags 5'/,Uhr, das Konkursverfahren
eröffnet .

Der Kaufmann TheodorRütten in Walldürn wird
zum Konkursverwalter er-
nannt -

Konkursforderungen sindbis zum 2 . Dezember 1924
bei dem Gerichte anzu -
melden.

Es wird zur Beschluß-
fassung über die Beibehal-
tung des ernannten oder
die Wahl eines anderen
Verwalters , sowie über die
Bestellung eines Gläubiger -
ausschusses und eintreten -
denfalls über die im § 132
derKonkursordnung bezeich-
neten Gegenstände , ferner
zur Prüfung der angemel-
Veten Forderungen auf
Mittwoch,, «.Dezember 1924,

vormittags 11 Uhr,vor dem diesseitigen Ge-
richte Termin anberaumt .
Allen Personen , welche eine
zur Konkursmasse gehörige
Sache in Besitz haben oder
zur Konkursmasse etwas
schuldig sind, wird aufge»
geben, nichts an den Ge-
meinschuldner zu verab¬
folgen oder zu leisten, auch
die Verpflichtung auferlegt ,von dem Besitze der Sacheund von den Forderungen ,
für welche sie aus der Sache
abgesonderte Befriedigungin Anspruch nehmen , dem
Konkursverwalter bis zum2. Dezember 1924 Anzeige
zu machen.

Buchen, 14 . Nov. 1924 .
Badisches Amtsgericht.

November 1924 , vormittags
9 Uhr, Zimmer 246.

Der Gerichtsschreiber
deS Amtsgerichts A III .

Karlsruhe.

0 215 . Karlsruhe. Im
Konkursverfahren über das
Vermögen der Firma
Eugen Kunz ist besonderer
Prüfungstermin bestimmt
auf Donnerstag, de» 27.

Konkurseröffnung .
0 .253 . Mosbach , über

das Vermögen der offenen
Handelsgesellschaft Firma
Gebrüder Knorzer in Neu-
denau — Inhaber Josef
und Ferdinand Knörzer —
wird heute am 15 . November
1924, vormittags 9 Uhr,
das Konkursverfahren er-
öffnet, da dieselbe zahlungS-
unfähig geworden ist.

Der Rechtsanwalt Au-
gust Kapferer in Mosbach
wird zum Konkursverwal-
ter ernannt .

Konkursforderungen sinv
bis zum 8. Dezember 1924
bei dem Gerichte anzu -
melden.

Es wird Termin anbe»
räumt vor dem diesseitigen
Gerichte zur Beschluß -
fassung über die Beide-
Haltung des ernannten
oder die Wahl eines an -
dern Verwalters , sowie
über die Bestellung eines
Gläubigerausschusses uiw
eintretendenfalls über die
in 8 132 der Konkursord-
nung bezeichneten Gegen-
stände und zur Prüfung
der angemeldeten Forde-
rungen auf
Samstag , 13. Dezember 1VS4 ,

vormittags 10 Uhr.
Allen Personen , welch«

eine zur Konkursmasse ge-
hörige Sache in Besitz ha-
den oder zur Konkurs¬
masse etwas schuldig sind,
wird aufgegeben, nichts an
den Gemeinschuldner zu
verabfolgen oder zu lei-
sten , auch die Verpflich-
tung auferlegt , von dem
Besitze der Sache und von
den Forderungen , für wei¬
che sie aus der Sache ab-
gesonderte Befriedigung in
Anspruch nehmen, dem
Konkursverwalter bis zum

30 . November 1924 Anzeige
zu machen.

Mosbach. 15 . Nov. 1924
Badisches Amtsgericht .

0 .228 . Wolfach . Die
Geschäftsaufsicht über Fri -
seurmeister Gottlieb Spn »g-
mann in Wolfach wird auf »
gehoben.

Wolfach. 13 . Nov. 1924 .
Amtsgericht .

Bad. Forstamt Bruchsal
verpachtet am Freitag, de»
5 Dezember ds . Js ., vormit -
tags 10 Uhr , in seinem Ge-
schäftszimmer, Schönborn -
straße 10, den domänen -
ärarischen JagdbezirkEichel-
berg mit 199,95 ha Wald
und 0,72 ha Feld für die
Zeit vom 1 . Februar 1923
bis 31 . Januar l931 . Die
Pachtbedingungen liegen in
unferm Geschäftszimmer
Mittwochs und SamStag »
jeweils vormittags zur Ein -
fichtnahme auf . 0 .227

Die Verpachtung der
Jagten in den Domänen -
Walddistrikten Schloßbergund Stolzeneck(Gemarkung
Neckarkatzenbach, Neunkir-
chen und Schwan heim)
findet am D«eust»g , de»
2 . Dezember, mittag« 181/,
Uhr, im Gasthaus zumLöwen in « chwanheimstatt.
Die Pachtbedingungen lie-
gen jeweils vormittags bei
dem Forstamt Neckar-
schwarzach auf . 0 . 188 .2.1

BnmWz - 9 251

MfteMMg .
ForstamrPHUippSburg ver-

steigert am Freitag, 21 . Nov .
1924 vorm. 9 Uhr im, ^ ö-
wen« in St . Leo» aus Dom .
Wald Untere Lußhart Abt.I 24 — 568 Ster forleues
Brennholz u - 22000 forlene
Wellen.

Nähere Auskunst durch
Forstwart Pfisterer in St .
Leon.

Druck G. Braun , Karlsruhe .
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